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Hochschulen leben vom freien Austausch von Ideen, und es ist die Aufgabe der Wissen-
schaftspolitik, die notwendigen Rahmenbedingungen für diesen Austausch zu gewährleis-
ten. Das Grundgesetz der Bundesrepublik weist die Freiheit von „Kunst und Wissenschaft,
Forschung und Lehre“ als Grundrecht aus. Demokratie und Wissenschaft bedingen sich
gegenseitig. Demokratische Regierungen schützen die Freiheit der Wissenschaft und be-
ziehen sich in ihrer Entscheidungsfindung auf wissenschaftliche Erkenntnisse. Die aka-
demische Selbstverwaltung hat demokratische Grundzüge, und Professor*innen und Mit-
arbeitende sind als öffentliche Bedienstete ausdrücklich der freiheitlich-demokratischen
Grundordnung verpflichtet.

Nach einer aktuellen Studie der EU erreichte Deutschland noch 2021 den höchsten Rang
für Wissenschaftsfreiheit innerhalb der EU. Aber Wissenschaftsfreiheit ist ein empfindli-
ches Gut, das es aktiv zu schützen gilt. In der aktuellen Situation stellen einerseits der
Aufstieg der AfD und andererseits eine wachsende Eingriffsneigung der etablierten Par-
teien diese Freiheit in Frage. Die AfD wird nicht nur in Teilen vom Verfassungsschutz als
gesichert rechtsextrem und demokratiefeindlich eingestuft, sondern stellt auch konkret die
Freiheit von Forschung und Lehre infrage. Das Wahlprogramm der AfD kündigt verfas-
sungswidrige Eingriffe in die wissenschaftliche Arbeit an Hochschulen und die disziplinäre
Organisation der Wissenschaft an, wenn etwa pauschal die Abschaffung von Forschung
mit Gender-Bezug gefordert wird. Ein solcher Präzedenzfall für politische Einflussnahme
könnte in weiteren Schritten beliebig ausgeweitet werden. Die wissenschaftspolitischen
Einlassungen der AfD zu Rassismus- und Migrationsforschung weisen auf weitere Strei-
chungsziele hin, und ihre Neigung, den wissenschaftlichen Kenntnisstand in der Klimafor-
schung systematisch zu leugnen, lässt ein gestörtes Verhältnis zu Wissenschaft insgesamt
erkennen. Die AfD bedroht die Freiheit von Forschung und Lehre auf breiter Basis.

Auch die Rhetorik und Praxis anderer Parteien stellt inzwischen jedoch Wissenschafts-
freiheit in Frage. Ein Beispiel ist der Vorstoß durch das damals FDP-geführte BMBF, For-
schungsgelder für laufende Projekte aus politischen Gründen einzustellen. In mehreren
Bundesländern wird die Verwendung geschlechtergerechter Sprache an den Hochschulen
in Frage gestellt oder eingeschränkt.

Vorwiegend in Bayern häufen sich zudem Fälle, in denen politisch engagierten Studie-
renden und Wissenschaftler*innen eine Beschäftigung an der Universität oder im Schul-
dienst verwehrt wird. Neben politischen Aktivitäten und Mitgliedschaften ist dafür selbst
die Verwendung von Begriffen wie „Profitmaximierung“ relevant.
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https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2023/740231/EPRS_STU(2023)740231_EN.pdf
https://www.pl.abpaed.tu-darmstadt.de/media/arbeitsbereich_allgemeine_paedagogik_und_erwachsenenbildung/vielfalt_bildet_/Stellungnahme._Zur_Diskreditierung_rassismuskritischer_Forschung_und_Forscherinnen._03.02.2021-3.pdf
https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-966976
https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-966976
https://www.jmwiarda.de/2024/07/05/f%C3%B6rdergeld-aff%C3%A4re-zwei-klagen-gegen-das-bmbf/


Die „Antisemitismus“-Resolutionen des Bundestages vom November 2024 und Januar
2025 greifen ebenfalls politisch in Forschung und Lehre ein; die Resolutionen wurden von
der HRK als Gefahr für Wissenschaftsfreiheit und Hochschulautonomie bezeichnet. Diese
Entwicklung in der politischen Kultur geht einher mit einer besorgniserregenden Infrage-
stellung der Wissenschaft in der Gesellschaft: Wissenschaftliche Expert*innen, die sich in
der Öffentlichkeit zu Krisen wie Covid19, den Kriegen in der Ukraine und in Gaza oder der
Klimakatastrophe äußern, erleben zunehmend persönliche Anfeindungen.

International zeigt sich derzeit drastisch, wie rechtspopulistische Regierungen der Wis-
senschaft schon in kurzer Zeit extrem und nachhaltig schaden können. Bereits 2023 hatten
sich die Bedingungen für akademische Freiheit in 22 Ländern über einen Zeitraum von zehn
Jahren deutlich verschlechtert.

Ein eklatantes Beispiel ist Ungarn, wo der massive Eingriff in die Wissenschafts- und
Meinungsfreiheit mit der Abschaffung der Gender Studies begann. In Ländernwie demVer-
einigten Königreich und den (derzeit rechtspopulistisch regierten) Niederlanden verändern
und erschweren vor allem massive Kürzungen staatlicher Mittel die Arbeit von Hochschu-
len.

Die aktuellen Entwicklungen in den USA sind so dynamisch, akut und umfangreich,
dass sie hier nur im Ansatz skizziert werden können. Seit dem Regierungswechsel erfolgen
in atemberaubender Geschwindigkeit Angriffe auf die Forschung. Gelder werden einge-
froren, Datensätze und Wissensbestände gelöscht, Projektanträge mittels absurder Aufla-
gen zum Sprachgebrauch und zu den opportunen Forschungsgegenständen reglementiert,
Maßnahmen zu Diversität und Chancengleichheit werden verboten, und Hochschulen und
Forschungseinrichtungen sehen sich einem noch nie dagewesenen Konformitätsdruck und
Repressionen ausgesetzt.

Was also ist zu tun?
• Sich aktiv zur Freiheit von Forschung und Lehre auf der Basis unseres Grundge-
setzes bekennen: Wissenschaftsfreiheit ist ein hohes Gut, das vor Gefährdungen und
Anfeindungen geschützt und dagegen verteidigt werden muss. Wir haben keinen Eid
auf Neutralität geschworen, sondern auf die freiheitlich-demokratische Grundordnung
dieses Landes.

• Akademische Selbstverwaltung erhaltenunddemokratisieren:Demokratien grün-
den auf starken Institutionen und einem wirksamen System von checks and balances.
Diese Institutionen funktionsfähig zu halten, ist zuweilen anstrengend. Doch gerade an-
gesichts der Gefahren, die einer freien Wissenschaft drohen, muss die demokratische
Gremienarbeit aktiv gepflegt, gefördert und geschützt werden. Das bedeutet auch, dass
nicht nur Professor*innen Wissenschaftsfreiheit genießen und dass Hochschulautono-
mie nicht als Autonomie der Hochschulleitung begriffen werden darf.

• Respekt für verschiedene wissenschaftliche Disziplinen und Richtungen zeigen:
Verschiedene Fächer und Denkschulen arbeiten unterschiedlich. Diese Diversität und
Autonomie in Fragestellungen, Zielen, Methoden und Ausdrucksformen zu respektieren,
bildet eine wichtige Grundlage für die Freiheit der Wissenschaft und gegen die Instru-
mentalisierung bestimmter Fächer oder Forschungsfelder.
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https://www.forschung-und-lehre.de/politik/hrk-kritisiert-antisemitismus-resolution-speziell-fuer-hochschulen-6772
https://www.hrk.de/themen/internationales/internationale-zusammenarbeit/globaler-austausch- zur-wissenschaftsfreiheit/
https://www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/21582041.2023.2192044
https://www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/21582041.2023.2192044
https://knaw.nl/en/news/new-governments-austerity-plans-detrimental-dutch-higher-education-and-research
https://www.dw.com/en/us-science-funding-freeze-a-threat-to-academic-freedom/a-71501071
https://www.dw.com/en/us-science-funding-freeze-a-threat-to-academic-freedom/a-71501071
https://www.kff.org/policy-watch/a-look-at-federal-health-data-taken-offline/ 
https://www.insidehighered.com/news/quick-takes/2025/02/05/nsf-hunts-female-other-flagged-terms
https://www.insidehighered.com/news/quick-takes/2025/02/05/nsf-hunts-female-other-flagged-terms


• Solidarisch sein:Wissenschaftsfreiheit ist unteilbar. Die politische Diskreditierung von
inter- und transdisziplinären Forschungsrichtungen wie Gender Studies, Postcolonial
Studies, Queer Studies u.v.m. ist kein Nischenproblem, sondern muss als Einfallstor für
Einschränkungen und Eingriffe gesehen werden. Solche Angriffe – in Deutschland oder
international – gefährden unsere Demokratie. Wissenschaftler*innen und akademische
Einrichtungen sollten ein Selbstverständnis als scholars without borders entwickeln und
sich entsprechend verhalten. Kolleg*innen aus anderen Ländern, die von Repressionen
betroffen sind, müssen Solidarität in der internationalen scientific community erfahren,
die von Unterstützungserklärungen über Hilfsprogramme bis zur Überprüfung von Ko-
operationen reicht.

• Standhaftbleiben:VorauseilenderGehorsamund Selbstzensur arbeiten denGegner*in-
nen der Wissenschaftsfreiheit in die Hände. Wer zurückweicht, bevor überhaupt ein An-
griff erfolgt, stärkt die Energien der Gegenseite. Auch die, die den Konflikt scheuen, soll-
ten zumindest die Stellung halten, um anderen den Rücken zu stärken.
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